
Gerhard Merz, MdL

INKLUSION IST 
KEINE ERMESSENSFRAGE!

Das Bildungs- und Schulwesen 
in der Bundesrepublik steht 
vor einer großen Herausforde-
rung: Die gemeinsame Erzie-
hung und Bildung von behin-
derten und nichtbehinderten 
Kindern, von Kindern mit und 
ohne besonderen Förderbedarf 
muss vor dem Hintergrund der 
rechtlichen Verpflichtungen 
aus der UN-Konvention für die 
Rechte Behinderter energisch 
vorangetrieben werden. Aus 
Sicht der SPD-Landtagsfraktion 
ist die Konsequenz aus der UN-
Konvention unzweideutig die, 
dass es auf den gemeinsamen 
Unterricht dieser Kinder einen 
Rechtsanspruch gibt und dass 
das damit verbundene Ziel des 
gemeinsamen Unterrichts für 
Schülerinnen und Schüler jed-
weder Förderbedarfe auf allen 
Schulstufen und in allen Schul-
formen pädagogisch ebenso 
sinnvoll wie realisierbar ist. 
Das hat erhebliche Konsequen-
zen für das Schulwesen insge-
samt, für die einzelne Schule, 
für den Unterricht. Bezogen 
auf das Schulwesen wird das 
derzeitige System der Förder-
schulen so nicht mehr weiter 
bestehen können. Die sonder-
pädagogischen Beratungs- und 
Förderkapazitäten werden in 
viel stärkerem Maße als bisher 
an die „Regel“schulen verla-
gert und dort zum integralen 

Bestandteil der pädagogischen 
Arbeit werden müssen. Leh-
rerausbildung und Unterricht 
müssen auf die Situation noch 
stärker differenzierter Lern-
gruppen und eines lernziel-
differenten Unterrichts einge-
stellt werden. Grundsatz muss 
sein: Die Förderung folgt dem 
Schüler und nicht umgekehrt. 
In unserem Entwurf für ein 
neues Hessisches Schulgesetz 
haben wir die ersten Schritte 
in Richtung auf ein in diesem 
Sinne inklusives hessisches 
Schulwesen markiert. Dieser 
Entwurf steht nach wie vor 
zur Diskussion. Unsere Ziel-
setzung hat viel Zuspruch ge-
funden, der Weg, den wir im 
Einzelnen einschlagen wollen, 
ist aber auch kritisch kommen-
tiert worden. Die Einwände 
nehmen wir ernst, weil es uns 
nicht um die Durchsetzung ei-
nes abstrakten Prinzips geht, 
sondern um die bestmögliche 
Förderung aller Kinder. Des-
halb werden wir z. B. die Frage 
des Wahlrechts der Eltern zwi-
schen verschiedenen Schulfor-
men und die der zukünftigen 
Eingliederung der sonderpä- 
dagogischen Beratung und 
Förderung noch einmal kritisch 
überdenken. Es kann aber kein 
Zweifel daran sein: Ein inklu-
sives Bildungswesen ist nötig 
und möglich!

Aktuelle Infos zur hessischen Bildungspolitik finden Sie 
unter:

Kinder brauchen Chancen und Perspektiven

Schulinfo
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Thorsten Schäfer-Gümbel sucht als Oppositionsführer im Hessi-
schen Landtag aktiv die Auseinandersetzung mit der Landesre-
gierung. Hart in der Sache und fair im Ton, geht es ihm um eine 
neue Politik für Hessen: modern in den Inhalten und konstruktiv 
im Stil. „Niemand wird zurückgelassen“, lautet das Grundprin-
zip seiner Politik – egal ob in der Schul- und Bildungspolitik, der  
Sozial- oder der Arbeitsmarktpolitik. Das heißt auch: Jedes Kind 
muss die Chance auf bestmögliche Bildung erhalten – unabhän-
gig vom Geldbeutel der Eltern. 

Landtagsfraktion
Hessen

Die frühe Aufteilung in ver-
schiedene Schulformen bereits 
nach der vierten Klasse beein-
trächtigt die Bildungschancen 
vieler Kinder und verschärft 
Ungleichheiten. Gleichzeitig 
führen sinkende Schülerzah-
len dazu, dass insbesondere 
die Hauptschule in Hessen 
nicht mehr überlebensfähig 
ist. In vielen Re-
gionen Hessens 
wird darüber 
nachgedacht, wie ein breites 
Bildungsangebot wohnortnah 
erhalten werden kann, das alle 
Schulabschlüsse einschließt. 
Da genügt es nicht, wenn die 
Landesregierung mit dem 
Konzept der Mittelstufenschu-
le einen weiteren Wiederbele-
bungsversuch der Hauptschu-
le startet. Das Konzept einer 

Schule mit zwei Ausgängen 
greift zu kurz und ist unattrak-
tiv insbesondere für Schulen 
mit Förderstufe. Die SPD will 
stattdessen das Angebot einer 
Schule mit drei Ausgängen. 
Die Gemeinschaftsschule be-
reitet auf alle Schulabschlüsse 
vor, sie arbeitet ausschließlich 
binnendifferenziert, ganz-

tägig und mit 
kleinen Klassen. 
In Integrierten 

Gesamtschulen wurden die 
Konzepte entwickelt – mit den 
notwendigen Ressourcen aus-
gestattet, können sie in allen 
Schulen umgesetzt werden. 
Darüber soll jede Schule selbst 
entscheiden. Gemeinsam ler-
nen ist besser als immer neue 
Schulformen erfinden.

Heike Habermann, MdL

Gemeinsame Mittelstufe kontra 
Mittelstufenschule

Eine Schule mit 
drei ausgängen



Dr. Michael Reuter, MdL

Ursprünglich war es eine ge-
meinsame Vision aller Frak-
tionen im Hessischen Landtag: 
Im Jahre 2003 begann das 
„Modellprojekt Selbstverant-
wortung plus“ zur Entwicklung 
einer selbstverantworteten 
Beruflichen Schule (SBS). Trotz 
aller Widrigkeiten haben die 
beteiligten Schulen mit gro-
ßem Engagement das Projekt 
vorangetrieben. Plötzlich aber 
sind weitere Spieler auf dem 
Feld aufgetaucht: Zunächst 
wurde der HESSENCAMPUS 
(HC) völlig beziehungslos aufs 
Nachbargleis gesetzt. Damit 
aber nicht genug. Wie sich aus 
der Antwort der Kultusminis-
terin auf eine Große Anfrage 
der SPD ergibt (Drs. 18/2982), 
ist das „Handlungsfeld 6: Bil-
dungsangebot und regionales 
Bildungsnetzwerk“ für die SBS 
ein verbindliches Handlungs-

SV+ plus HC = SBS oder: wie Frau 
Henzler SV+ verschlimmbessert!

feld und auf die Verknüpfung 
mit HESSENCAMPUS ausge-
richtet. Was ursprünglich als 
optionales Handlungsfeld 6 
im Modellprojekt Selbstverant-
wortung plus begann, wird nun 
verbindlich für alle Schulen, die 
eine SBS werden wollen. Und 
was machen die Schulen, die 
HESSENCAMPUS-Schulen aber 
keine SV-plus-Schulen sind? 
Antwort der Kultusministerin: 
Ihnen wird „dringend empfoh-
len“, sich zur SBS weiterzuent-
wickeln. Anstatt die SV-plus-
Schulen ohne bürokratische 
Gängeleien endlich alle Hand-
lungsfelder erfolgreich bear-
beiten zu lassen, werden nun 
mitten im Prozess die Pferde 
gewechselt, und es wird SBS als 
neues Etappenziel ausgegeben. 
Die gute Arbeit der beruflichen 
Schulen hätte mehr Anerken-
nung verdient.

Am Beginn des zweiten Jahr-
zehnts in diesem Jahrtausend 
blicken wir zugleich auf zehn 
Jahre PISA zurück. Seither hat 
zwar die bildungspolitische 
Diskussion eine hohe Qualität 
erreicht – nationale wie auch 
internationale Bildungsfor-
schung ist en vogue. Und die 
Ergebnisse können sich sehen 
lassen.

In praktisches Handeln ist von 
den neuen Erkenntnissen je-
doch nur ein Bruchteil über-
gegangen – gerade in Hessen. 
Nach wie vor hält die Landes-
regierung an den falschen 
Konzepten fest: Selektion, 
Schulstress, G8, mangelnde 
Ganztagsschulentwicklung 
und zu wenig individuelle För-
derung sind nur einige Stich-
worte.

Deswegen hat die SPD nun ihre 
Alternativen zum Regierungs-
handeln in einen eigenen Ge-
setzentwurf für ein Schulge-
setz gefasst. Wir zeigen damit, 
dass man die Vermittlung von 
Wissen und Werten mit einer 
modernen Schulpolitik verbin-
den kann, die das Kind in den 
Mittelpunkt stellt. Brechstan-
genpädagogik und Ausgren-
zung weichen gemeinsamem 
Lernen und Inklusion. 

Die SPD-Fraktion hatte der 
Landesregierung angeboten, 
in gemeinsame Beratungen 
über das Schulgesetz einzutre-
ten, um im Interesse unserer 
Kinder einen Schulfrieden in 
Hessen zu schaffen. Leider hat 
sie dieses Angebot abgelehnt. 
Jetzt werden wir im Parlament 
für ein fortschrittliches Schul-
gesetz streiten.

SPD-Fraktionsvorsitzender Thorsten Schäfer-Gümbel, MdL

Aufbruch in eine neue Dekade – 
Chancen nutzen

Mit dem „Haus der Bildung“ hat die SPD-Fraktion bereits 2006 
ein Konzept für ein Bildungssystem aus einem Guss vorgelegt. 
Die Bausteine dieses Hauses sind frühkindliche Bildung, Ganz-
tagsschulen, gemeinsames Lernen in der Sekundarstufe I, Selbst-
verantwortung von Schule und Lehrerbildung. Sie sind so zu ent-
wickeln, dass jedes Kind dort abgeholt und mitgenommen wird, 
wo es steht. Alle Begabungen und Talente sollen sich entfalten 
können, und der fatale Zusammenhang zwischen Herkunft und 
Bildungserfolg muss endlich aufgelöst werden. Aus diesem Kon-
zept ist jetzt ein Schulgesetzentwurf entstanden, der im Septem-
ber in den Landtag eingebracht wurde. Das „Gesetz für Chancen-
gleichheit und Bildungsgerechtigkeit“ definiert die Schritte hin 
zu einem inklusiven Schulsystem, das Vielfalt als Chance begreift 
und das einzelne Kind in den Mittelpunkt rückt. Der Gesetzent-
wurf soll Grundlage sein für die Diskussion um den besten Weg 
für Hessens Schulen. Die SPD-Fraktion ist gespannt auf Kritik und 
Anregungen, um diese Grundlage weiterzuentwickeln.

EDITORIAL

Heike Habermann, MdL
Bildungspolitische Sprecherin

Die SPD will zu einer 
sechsjährigen Mittel-
stufe zurückkehren

Ihr
Thorsten-Schäfer-Gümbel, MdL 
SPD-Fraktionsvorsitzender

Lisa Gnadl, MdL

Die negativen Auswirkungen 
des „Turbo-Gymnasiums“ G8 
werden immer deutlicher: 
Dauerstress für Schüler/-innen 
und deren Familien, mangeln-
de Freizeit für 
die Kinder und 
noch schärfe-
rer Leistungs- 
und Selektionsdruck an den 
Schulen. Deshalb will die SPD 
zu einer sechsjährigen Mittel-
stufe zurückkehren und G8 ab-
schaffen. In unserem Vorhaben 
sehen wir uns bestärkt durch 
die große Anzahl von Gesamt-
schulen, die seit 2008 zu G9 zu-
rückgekehrt sind. 
Das Abitur nach zwölf Jahren 
bleibt mit der SPD dennoch 
möglich: Wir wollen die Ober-

Individuell und flexibel lernen –
Turbo-Abi G8 abschaffen

stufe mit einem echten Kurs-
system aus Einführungs- und 
Qualifikationskursen so flexibel 
gestalten, dass sie in zwei bis 
vier Jahren durchlaufen wer-

den kann, ab-
hängig vom 
individuellen 
Lerntempo.

Zusätzlich wollen wir das 
Lerntempo jedes einzelnen 
Kindes durch eine flexible Ein-
gangsstufe in der Grundschu-
le berücksichtigen. In dieser 
Schuleingangsstufe werden 
die ersten beiden Schuljahre 
jahrgangsübergreifend unter-
richtet. Je nach Leistungs- und 
Entwicklungsstand können die 
Schüler/-innen diese Eingangs-
stufe auch in einem oder in drei 
Schuljahren durchlaufen.

Eine Gesetzesinitiative der SPD 
zielt darauf ab, bedürftige Schü-
ler nach der Mittelstufe mit 
einer hessischen Ausbildungs-
förderung finanziell zu unter-
stützen – aus dieser Förderung 
können auch Beförderungs-
kosten beglichen werden. Stu-
dien belegen, dass der Schul- 

Brigitte Hofmeyer, MdL

Hessisches Ausbildungsförderungsgesetz vorgelegt

erfolg in kaum einem anderen 
Industriestaat so stark von der 
sozialen Herkunft und den fi-
nanziellen Möglichkeiten ab-
hängig ist wie in Deutschland. 
Besonders betroffen sind Kin-
der, die bereits auf soziale Un-
terstützung angewiesen sind 
oder deren Familien nur ein 

geringes Einkommen zur Ver-
fügung steht. Die Bundesregie-
rung muss zwar aufgrund des 
Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts künftig sicherstellen, 
dass die Regelsätze des SGB II 
ausreichen, um Kindern den 
Zugang zu den Bildungsange-
boten zu ermöglichen, aber da-

mit wird nur ein Teil der finanz-
schwachen Familien erreicht. 
Viele andere können nach wie 
vor die Fahrtkosten ihrer Kinder 
zur Oberstufe oder in die Fach-
oberschule nicht bezahlen.
Mit dem Entwurf für eine Lan-
desausbildungsförderung will 
die SPD in Anlehnung an die 

BAföG-Regelungen bedürftige 
Jugendliche finanziell dabei 
unterstützen, einen weiterge-
henden Bildungsgang erfolg-
reich abzuschließen. Solange 
Bundesregelungen nicht grei-
fen, ist das Land in der Pflicht, 
für Ausbildungsgerechtigkeit 
zu sorgen. 


